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ten konnten —, einen rückläufigen 
Trend. Dazu blieben politisdie 
Schocks fast aus. So ging mit der 
wadisenden Geldversorgung eine 
Verlangsamung der Umlaufsge­
schwindigkeit vor sich, und eine 
starke Sparwelle wurde ausgelöst. 
Allein im Jahre 1952 stieg die 
Summe der Spareinlagen je Kopf 
der Bevölkerung in Westdeutsdi­
land von 17 auf 26 $, d. h. um 48“A. 
U nsicherheitsfaktor d e r  Spargelder  

Die Spargelder sind sidierlidi ein 
Unsiidierheitsfaktor. Zwar hat der 
Staat durdi die hohen Steuerbefrei­
ungen einen Teil der Sparraten 
wenigstens auf 3 Jahre gebunden. 
Im übrigen lauert im Spargeld 
nodi immer ein überwadies Miß­
trauen. Der kleine und mittlere 
Kontensparer erhält ca. 3 “/» p. a. 
Nettozinsen und hätte sich bei 
einem Lebenshaltungskostenindex 
von 109 im ersten Halbjahr 1953 
(1950 =  100) gerade die Kaufkraft 
der Ersparnis von 1950 erhalten, 
wenn er die Zinsen beim Kapital 
stehen gelassen hätte. Wenn er 
allerdings erst seit 1951 oder 1952 
gespart hätte, dann wäre ihm im 
Zins tatsädilidi etwas zugewadisen, 
da in diesen Jahren der für den 
kleinen Sparer maßgeblidie Preis­

stand die Kaufkraft des Sparkapi- 
tals so gut wie unberührt ließ. Daß 
diese zwei Jahre das Zutrauen der 
kleinen Sparer gekräftigt hatten, 
braudit nicht weifer bewiesen zu 
werden.

G efahr d er sp eku la tiven  G elder
Aber dieses Kleinvolk, so widitig 

es auch in Zeiten des Runs werden 
kann, madit sdiließlidi gar nicht 
die große Gefahr aus. Di© geht v ie l­
mehr von den Kreisen aus, die mit 
Willen die Währungsentwidclung 
und die in ihr steckenden Mög- 
lidikeiten in ihre Wirtschaftsredi- 
nung einsetzen. Unter ihnen gibt 
es gewiß Leute, die auf einen 
Kaufkraftrüdsgang der DM speku­
lieren; sei es, weil sie -diese völlig 
im Gefolge des Dollars sehen und 
mit der Fortsetzung der permanen­
ten Dollarabwertung rechnen, die 
seit 80 Jahren nun einmal zum 
amerikanisdien Industrialisierungs­
stil gehört; sei es, weil sie die Ver­
suchungen aus den Investitionsnot­
wendigkeiten und dem Staatsbe­
darf einer Aufrüstungsära als stär­
ker beurteilen, als es für Staats­
männer und Unternehmungsvor­
stände gut ist. Für diese speku­
lierenden Kreise gibt es z. Z. ein 
starkes Lodimittel.

Angenommen, die Kurve der 
Weltmarktpreise kehre um, oder 
ein anderes Motiv zur Nervosität 
käme auf, dann könnte die Noten­
bank ihre Zuflucht zur Abgabe von 
Devisen oder Gold nehmen. So, 
wie sie jetzt die Geldfülle aus der 
Devisenablieferungspflidit schafft 
und schaffen darf, weil kein Anlaß 
zur Nervosität besteht, so könnte 
sie in einer Abart der Offen-Markt- 
Politik nervöses Geld binden gegen 
Abgabe von Devisen oder Gold. 
Daß die nervösen Abnehmer dieses 
Gold neutralisieren, ist so gut wie 
sidier. Daneben könnte die No­
tenbank die klassisdien Weichen 
stellen: die Diskont- und Mindest- 
reservensdiraube anziehen und die 
Thesaurierung der öffentlichen 
Gelder sdiärfer handhaben. Damit 
wäre die spekulative Gefahr auf 
absehbare Zeit zu bannen.

Audi wer also kritisdi ist, darf 
daher der derzeitigen Währungs­
politik ihr gelassenes Gehaben zu­
gestehen. N idit umsonst hat die eng- 
lisdie Finanzzeitsdirift „The Statist“ 
einmal den deutschen Notenbank- 
Präsidenten, Geheimrat Vocke, als 
feinsinnigen Pianisten und sicheren 
Reiter gezeidinet. (W. H.)

D ie B in d u n g  nervösen G eldes

Ist die Kritik an der Montanunion berechtigt?
Man muß mit den Tatsadien fertig werden!

D ie Kritik an der Europäisdien 
Gemeinsdiaft für Kohle und 

Stahl hat in den letzten 6 Monaten 
an Schärfe zugenommen, doch 
haben die jeweils strittigen Punkte 
verschiedentlich gewechselt. Vor 
und bei der Eröffnung des gemein­
samen Stahlmarktes waren die Re­
gelung der Umsatzsteuerbefreiung 
und der Ausgleichsabgabe im grenz- 
übersdireitenden Verkehr und die 
daraus befürchteten schweren Er- 
sdiütterungen am deutschen Stahl­
markt und für die Beschäftigung der 
deutschen Stahlwerke Hauptansatz­
punkte der Kritik. In den folgenden 
Wochen zogen die strengen Rege­
lungen über die Preisstellung und 
Veröffentlichung der Preislisten 
(Niditdiskriminierang) vor allem 
den Widerspruch der Stahlverarbei­
ter auf sidi. Vorwürfe über eine 
stille Kartellierung der Produzenten

wurden laut. Die Absdiwächung 
der Stahlkonjunktur in den Ländern 
der Gemeinsdiaft wurde unmittel­
bar der Eröffnung des gemeinsamen 
Marktes zugesdioben. Heute wird 
die Kritik, namentlich von deutsdier 
Seite, umfassend unter dem Ge- 
siditspunkt der Währung behan­
delt: ohne echte flexible Wedisel- 
kurse und ohne konvertible Wäh­
rungen könne ein gemeinsamer 
Markt überhaupt nicht zustande 
kommen.

D as W ährungsprob lem  
lä ß t sich n ich t bere in igen

Die Mehrzahl dieser Einwände 
hat einen richtigen Kern. Die Auf­
fassung, daß mit eingefrorenen 
Wechselkursen echte Kostenver­
gleiche nidit möglidi sind und in­
folgedessen die I angestrebte Ver­
änderung der Standorte und Güter­
ströme nicht in der Richtung er­

folge, in der sie am Zuge einer eu­
ropäischen Gesamtintegration sich 
durchsetzen würde, trifft ebenso zu 
wie die daraus gezogene Schluß­
folgerung, daß der Währungsfrage 
unbedingter Vorrang gebühre. Lei­
der gibt weder der Montanvertrag 
die Möglichkeit, das Währungspro­
blem innerhalb der Gemeinschaft 
aufzugreifen, noch besteht inter­
national gesehen zur Zeit nur die 
geringste Aussidit, sei es in der 
Wediselkursberichtigung, sei es in 
der Konvertibilität, auch nur einen 
Schritt voranzukommen. Wenn man 
die Integrationsfortschritte nidit 
auf unbestimmte Zeit vertagen will, 
so muß man zunächst ohne Be­
reinigung des Währungsproblems 
handeln.

R ü c k g a n g  d er  S ta h lk o n ju n k tu r
Auch die zweite Klage: seit Er­

öffnung des gemeinsamen Marktes 
habe sidi die Stahlkonjunktur ver-
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sdileditert, trifft dem Augensdieiii 
nach zu. Die Stahlproduktion ist 
seit Anfang des Jahres rückläufig, 
und niemand vermag zu sagen, ob 
die Stagnation in der jüngsten 
Zeit dauerhaft ist. Es ist aber zu­
mindest voreilig, aus dem zeitlichen 
Zusammenfallen beider Vorgänge 
eine kausale Verknüpfung abzu­
leiten. Was besonders die deut­
schen Befürchtungen betrifft, so ist 
die erwartete Uberscbwemmung des 
süddeutschen Marktes mit französi­
schem Stahl als Folge der Umsatz- 
steuerregelung nicht eingetreten. 
Man muß eher zugeben, daß die 
von der Hohen Behörde erhoffte 
gegenseitige Durchdringung der 
Absatzbereiche, also die Verwirk­
lichung eines gemeinsamen Marktes, 
sich verzögert. Zwar haben die ge­
genseitigen Lieferungen an Kohle 
zwischen den Ländern der Ge­
meinschaft in der Zeit seit dem 
Frühjahr dieses Jahres zugenonunen 
und bewegen sich augenblicklich 
auf einem Niveau, das um 300 000 
bis 400000 t über dem vor Eröffnung 
des gemeinsamen Marktes liegt. 
Auch die Erzlieferungen zwischen 
den Ländern der Gemeinschaft sind 
um etwa 150 000 t höher als vor Er­
öffnung des gemeinsamen Marktes. 
Dabei handelt es sich um allseitige 
Intensivierung des Warenaus­
tausches. Andererseits sind auf 
dem Stahlmarkt, abgesehen von  
einigen Umschichtungen in den 
Sortenlieferungen, noch keine we­
sentlichen Veränderungen der Lie­
ferbeziehungen eingetreten.

K o n ju n k tu rp o litisch e  A b stim m u n g
Die letzte Sitzung des Minister­

rates am 12. und 13. Oktober hat 
in einigen Grundsatzfragen Klärung 
gebracht. Es wurde erstmals aus­
gesprochen, daß der W eg einer 
Teilintegration von Kohle und Stahl 
eine Abstimmung der konjunktur­
politischen Maßnahmen in den 
Mitgliedsländern notwendig mache. 
Das ist besonders im Hinblick auf 
eine etwa bevorstehende oder be­
fürchtete Absatzkrise, für die übri­
gens wenigstens in Deutschland 
keine Anzeichen vorliegen, erkannt 
und als Mittel einer entsprechenden 
Wirtschaftspolitik gefordert wor­
den. Die Ausweitung des Kohle- 
und Stahlverbrauchs im engeren 
Sinne muß durch eine Ausweitung 
der allgemeinen volkwirtschaft­

lichen Aktivität untermauert wer­
den, denn das ist der eigentliche 
Motor für eine Aufwärtsbewegung 
im montanindustriellen Bereich. 
Wenn so die Hohe Behörde, wenn 
man vielleicht übertreibend sagen 
dari, zu einer Art Clearinghaus 
der allgemeinen Wirtschafts- und 
Konjunkturpolitik gemacht worden 
ist, so muß sie sich über einige 
Grundsatzfragen klar werden. Es 
ist das die Steigerung der Wirt­
schaftstätigkeit auf kurze und auf 
lange Sicht. Im Zusammenhang da­
mit steht die Entscheidung über die 
Investitionspolitik, wobei eine Wahl 
oder eine Abwägung zwischen einer 
Ausweitung der Kapazitäten und 
einer Erhöhung der Produktivität 
und Rentabilität offensteht. Schließ­
lich muß unterschieden werden zwi­
schen den Bereichen, auf die die 
Hohe Behörde unmittelbar Einfluß 
nehmen kann, und denjenigen, auf 
die sie unmittelbar keinen Einfluß 
hat, aber immerhin anregend tätig 
sein kann.
L a n g fr is tig e  V erbrauchsschätzung  

Auf lange Sicht gesehen ist es 
die Aufgabe der Hohen Behörde, 
eine langfristige Vorausschätzung 
des Verbrauchs anzustellen und die 
daraus zu ziehenden Folgerungen 
für die Produktions- und Investi­
tionspolitik in einem Sinne vorzu­
bereiten, der der künftigen Absatz­
entwicklung vor allem unter dem 
Gesichtspunkt der Wettbewerbs­
fähigkeit für Kohle und Stahl Rech­
nung trägt. Schließlich müssen Maß­
nahmen vorbereitet und gefördert 
werden, um die Verwendung von  
Kohle und Stahl zu heben. Hierbei 
ist nicht nur an eine Werbung für 
die Produkte des gemeinsamen 
Marktes gedacht, sondern vor allem  
auch an die Entwicklung zum Bei­
spiel der Energieveredelung, an 
die Rationalisierung und Anpassung 
der Brennstoff- und Energiever­
sorgung an die Bedürfnisse der 
Industrie und der Haushaltungen 
und an eine entsprechende Maß­
nahme auf dem Stahlsektor.

Preis- u n d  W ettbew erbsregelung  
Es wäre töricht zu behaupten, der 

gemeinsame Markt für Kohle und 
Stahl funktioniere bereits. Die 
bisher erzielten Fortschritte er­
lauben es noch nicht, von einer 
wirklichen Aktivierung des Waren­
austausches zwischen den Ländern

der Gemeinschaft zu sprechen. Zwar 
könnte man die Tatsache, daß die 
Unternehmen immer mehr ihre 
Listenpreise unterschreiten müssen, 
als den Beginn eines echten Wett­
bewerbs deuten. Dem steht aber 
die Klage der Stahlindustrie selbst 
gegenüber, daß e s  sich hier mehr 
um einen unlauteren Wettbewerb 
und ein Unterbieten eigener Listen­
preise handele. In diesen Zu­
sammenhang gehört die Kritik an 
dem vielbesprochenen Artikel 60 
des Vertrages, der das Kernstück 
der eigentlichen Preis- und Wett­
bewerbsregelung am gemeinsamen 
Markt darstellt. Es haben sich hier 
zwei Fronten herausgebildet: die 
Unternehmen der Stahlindustrie 
selbst drängen zum großen Teil auf 
eine genaue Einhaltung der Vor­
schriften dieses Artikels, weil er, 
da Kartellabreden zwischen den 
Produzenten nicht bestehen und 
nicht bestehen dürfen, die einzige 
Gewähr für eine Marktordnung 
biete. Von einem anderen Ge­
sichtspunkt aus betrachtet die stahl- 
verarbeitende Industrie diesen Ar­
tikel. Da die Stahlerzeuger auch für 
indirekte Exporte nur zu den Prei­
sen ihrer veröffentlichten Liste an­
bieten können, kommen die Stahl­
verarbeiter häufig insofern in un­
günstige Lagen, als sie auf dem 
Weltmarkt Konkurrenzangeboten 
gegenüberstehen, die auf wesent­
lich niedrigeren Stahlpreisen der 
amerikanischen oder englischen 
Stahlindustrie beruhen. Die nied­
rigen Stahlpreise dieser Konkur­
renten beruhen nicht nur auf Sub­
ventionen und Doppelpreisen, ob­
gleich diese auch — namentlich in 
England — eine gewisse Rolle 
spielen, sondern auf einer durch 
Rationalisierung erreichten Wettbe­
werbsüberlegenheit. Hier zeigt sich 
deutlich, wie sehr die Desintegra­
tion Europas mit all ihren unerfreu­
lichen Begleiterscheinungen unsere 
Produktionswirtschaft zurückgewor­
fen hat, und es bedarf sehr großer 
Anstrengungen finanzieller Art und 
einer gewissen Zeit, um den Rück­
stand in der europäischen Stahl­
industrie aufzuholen. Das Investi­
tionsproblem, vor dem die Hohe 
Behörde steht, gewinnt von hier 
aus seine große Bedeutung, und es 
zeigt sich um so schwerer, als die 
europäischen Kapitalmärkte über­

19 5 3 /X I 67 7



haupt nidit in der Lage sinid, den 
finanziellen Bedarf der Montan­
industrie nur einigermaßen be­
friedigend zu decken. Nebenbei be­
merkt, muß der Streit um die Um­
lage von hier aus betrachtet wer­
den. Keinesfalls kann er mit der 
Behauptung abgetan werden, die 
Umlage verteuere nur die Produkte 
und sei auch insofern zwecklos, als 
amerikanische Kredite doch nicht 
zu erwarten seien.

Da Rationalisierungsinvestitio­
nen Zeit erfordern, die gegenwär­
tige Lage aber rasdie Lösungen 
verlangt, muß überlegt werden, was 
sofort geschehen kaim, um den 
Wünschen der Stahlverarbeiter ge­
recht zu werden. Eine elastische 
Handhabung des Artikels 60 ist 
wiederholt gefordert worden; so­
lange sie aber nur in einer nicht 
präzisierten Form gestellt wird, 
kann sie kaum mehr als ein Schlag­
wort sein. Eine geschmeidigere 
Auslegung des Begriffes „vergleich­
bare Geschäfte“, wobei man daran 
denken könnte, für indirekte Ex­
porte niedrigere Preise zuzulassen, 
bietet sich als naheliegende Lösung 
an. Auch in der amerikanischen 
Wettbewerbsregelung wird der 
Begriff „vergleichbar“ insoweit be­
grenzt, als er sich nur auf gleichge­
ordnete Verwendungsbereidie be­
sdiränkt. Aber selbst wenn man 
diese Lösung ins Auge faßt, er­
gibt sich eine Schwierigkeit in der 
praktisdien Anwendung. Läßt man 
beispielsweise Sonderpreise für in­
direkte Exporte zu, so wird man in 
der Praxis Tür und Tor für eine 
nicht kontrollierbare Unterbietung 
in den Preisen öffnen, Das wäre 
im Sinne eines freien Wettbewerbs 
nicht bedauerlich, wenn dahinter 
nidit zugleich die Gefahr einer Dis­
kriminierung zwischen verschie­
denen Verbrauchern stünde. Die 
Hohe Behörde steht daher vor der 
Notwendigkeit, zwischen der recht­
lichen Auslegung des Artikels 60 
und seiner wirtschaftsvemünftigen 
Anwendung einen W eg zu finden, 
wobei sie  jedoch Kontrollmaßnah- 
men und eine bis ins einzelne ge­
hende Regelung der Bestimmung 
vermeiden muß; denn das würde 
erneut die Vorwürfe eines starren 
Dirigismus laut werden lassen, die 
ihr schon wiederholt gemacht wor­
den sind.

Die kommenden Wochen und 
Monate machen es notwendig, eine 
bestimmte Wirtschafts- und Kon­
junkturpolitik der Europäischen Ge­
meinschaft für Kohle und Stahl dem 
Grundsatz nach festzulegen. Die 
Probleme erkennen heißt immer, 
schon einen halben Schritt auf dem 
Wege zu einer vernünftigen Lösung 
tun. Die Feststellung, daß der 
W eg der Teilintegration erfolglos 
gewesen sei und daher weitere

sukzessive Teilintegrationen abge­
lehnt werden müßten, ist ebenso 
leer wie die Forderung einer Total­
integration. Es handelt sich einfach 
darum, mit den vorhandenen Tat­
beständen fertig zu werden und an 
dem Modellfall des gemeinsamen 
Marktes für Kohle und Stahl in 
allen Einzelheiten zü probieren, 
w ie ein gemeinsamer europäischer 
Binnenmarkt wirklich funktions­
fähig gemacht werden kann. (Rg)

Eine Stimme zur Haltung der Stahlindustrie
I n  Kreisen der deutschen Montan» 
Industrie ist in den letzten Monaten 
die Politik der Hohen Behörde 
nachdrücklich kritisiert worden. Als 
Präsident Monnet die Gelegenheit 
des Abstichs des „ersten europä­
ischen Roheisens" zum Anlaß nahm, 
vom 9. Mal 1950 (Veröffentlichung 
des Schuman-Plans) als einem 
„Feiertag der europäischen Ge­
meinschaft" zu sprechen, haben die 
deutschen Industriellen von Rhein 
und Ruhr dies als eine an autori­
täre Systeme erinnernde Symbolik 
kritisiert, die in Demokratien fehl 
am Platze sei und die nur dazu 
diene, die Problematik dieses Ex­
periments, die sich nur einem klei­
nen Kreis von Experten erschließe, 
„für die breiten Massen hinter dem 
Schleier von Ideologien“ zu ver­
bergen.

Da sich nach den Worten der 
Montanunion-Kritiker die wahren 
Sachverhalte hinter „dem Schleier 
von Ideologien“ verbergen, was 
naturgemäß auch für die Gründe 
zur Kritik gilt, verlohnt sich der 
Versuch, diesen Schleier zu lüften. 
Denn die Montanunion ist wohl 
nicht eine Gründung nur zur Durchs 
Setzung der wirtschaftlichen Inter­
essen der Industrie der Kohle und 
des Stahls, sondern der Versuch, 
auf dem Weg gemeinsamer Märkte 
das Experiment einer Integration 
der europäischen Wirtschaft zu be­
ginnen; das stellt eine Schicksals­
frage dar, nicht nur für die Erzeu­
ger, nicht nur für die Marktpartei 
der Nachfragenden, ' sondern für 
alle Nationen in Europa.

M a rk t m it unvo lls tä n d ig em  W ett­
bew erb

Betrachten wir für die Folge nur 
den Stahlmarkt, für die Kohle gilt 
im großen und ganzen dasselbe.

Die Marktformen-Forschung, die 
wissenschaftliche Grundlage der 
freien Wettbewerbswirtschaft, ist 
nidit so wirklichkeitsfremd und 
„professoral", wie sie oft von 
wirtschaftlicher Interessenseite hin­
gestellt wird. Es ist feststehendes 
Erkenntnisgut der Wirtschafts­
wissenschaft, daß die Marktform 
des freien, auch genannt: des „voll­
ständigen" Wettbewerbs nicht auf 
allen Einzelmärkten als selbst- 
steuemdes Ordnungselement ver­
wendet bzw. durdigesetzt werden 
kann. Die unerläßlichen Voraus­
setzungen, unter denen freier Wett­
bewerb nur zu einem volkswirt­
schaftlich und preispolitisch sinn­
vollen Ergebnis führen kann, sind 
bekannt; ebenso sind die Wirt­
schaftsgebiete und Einzelmärkte im 
großen und ganzen bekannt, die 
„Bereiche mit imvollständigem 
Wettbewerb“ sind. Für die Lösung 
des Marktordnungsproblems auf 
Märkten mit unvollständigemWett- 
bewerb im Rahmen einer freien 
Wettbewerbswirtschaft haben Wis­
senschaft und Wirtschaftspolitik 
Gesichtspunkte entwickelt, die auch 
als Richtlinien in der Begründung 
zum GgWb für die Regelung jener 
Märkte, die vom Gesetz im ganzen 
oder von einzelnen Verboten aus­
genommen werden sollen, nieder­
gelegt sind:

„ 1. Gesetzliche Festlegungen über 
zulässige Marktbindungen und für 
das Verhaltén der Beteiligten am 
Markte" ;

2. Staatliches Aufsichtsorgan, wo­
bei dieses „in Richtung des voll­
ständigen Wettbewerbs wirken solle, 
d. h., daß nötigenfalls durch Auf­
lagen und Bedingungen das Ver­
halten der Marktbeteiligten so ge­
staltet wird, daß sie nach Kosten-
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Senkung bei steigender Leistung 
streben“ (sog. „Als-Ob“-Wettbe- 
werb).

Kohle und Stahl sind Märkte mit 
unvollständigem Wettbewerb. Auf 
ihnen kann der vollständige Wett­
bewerb nidit durdigesetzt werden, 
w eil insbesondere die gegebene 
Untemehmensstruktur der Teil­
monopole und Oligopole dies un- 
möglidi madit und diese wirt­
sdiaftiidien Maditstellungen audi 
aus prpduktionstedinisdien Gründen 
nidit mehr beseitigt werden können.

Hätten wir keine Montanunion, so 
würde die Stahlindustrie in Deutsdi­
land audi nidit freien Markt im 
Sinne des „laissez-faire, laissez 
aller“ treiben dürfen, sondern, gälte 
als Markt mit unvollständigem 
Wettbewerb und wäre entsprediend 
den in der Begründung festgelegten 
Grundsätzen des GgWb zu ordnen. 
Die Marktordnungsgrundsätze und 
die Verbote der Wettbewerbsbe- 
sdiränkungen im Sdiuman-Plan- 
Vertrag sind in den wirtsdiaftspoli- 
tisdien Zielen die gleidien w ie im 
deutsdien GgWb - Entwurf. Die 
deutsdie Kohle- und Stahlwirt- 
sdiaft kann wohl nidit gut gegen 
die Behandlung ihrer Wirtsdiafts- 
zweige als Märkte mit unvollstän­
digem Wettbewerb einwenden las  ̂
sen, daß der vollständige Wettbe­
werb möglidi sei. Denn die straffen 
Kartelle, Syndikate und großen 
Konzerne der letzten 50 Jahre 
wurden damit begründet, daß die 
gesetzlidie Pflidit zum freien W ett­
bewerb zu ruinöser, die ganze 
Volkswirtsdiaft sdiädigender Kon­
kurrenz führe.

„ D irig ism us“ u n d  K a rte llp o litik
Gäbe es den Montan-Vertrag 

nidit, so wären gewiß die Kohle- 
und die Stahlwirtsdiaft die ersten 
gewesen, die mit bereditigten wirt­
sdiaftiidien Argumenten — ähnlidi 
wie die Landwirtsdiaft — versudit 
hätten, von den Verboten des 
GgWb als Märkte mit unvollstän­
digem Wettbewerb Ausnahmen für 
Wettbewerbsbesdiränkungen durdi- 
zusetzen. Hier sdieint der ver- 
sdileierte Kern der Kritik an der 
Hohen Behörde zu liegen:

Die Stahlindustrie kämpft gegen 
die Preisbildungsautorität der Ho­
hen Behörde mit dem äußerlidi 
besorgt klingenden Hinweis, die 
wirtsdiaftUdie Freiheit werde hier

durdi ein neues „Managerregime 
der Regierungskanzleien“ bedroht.

Wenn man das so liest, mödite 
man meinen, die Stahlindustriellen 
wären Vorkämpfer der Wettbe­
werbsfreiheit und der durdi Kar­
telle nidit besdiränkten freien 
Preisbildung geworden. In Wirk- 
lidikeit aber mödite man nur das 
Redit der „supra-nationalen“ Staats­
behörde in Luxemburg, auf diesem 
unvollständigen Wettbewerbsmarkt 
in die Preisbildung bestimmend und 
überwadiend einzugreifen, selbst 
besitzen, um wie früher zu Stahl­
kartellzeiten eine private und auto­
nome Marktordnungs- und Preis­
politik treiben zu können. Wenn 
man die staatlidie Aufsidit über 
den Wettbewerb (im Sinne der oben 
zitierten Begründung zum GgWb) 
als „Dirigismus* bezeidinet, dann 
muß man aber audi gegen sidi gel­
ten lassen, daß andere die Preis- 
und Produktionsmengenpolitik der 
Kartelle ohne Staatsaufsidit als 
private Planwirtsdiaft ansehen, die 
sidi von der staatlidien Zentral- 
verwaltungswirtsdiaft der Sozia­
listen nur dadurdi untersdieidet, 
daß sidi die erste in den Büros 
der Kartellgesdiäftsführer vollzieht, 
die nadi Anstellungsvertrag und 
Satzung nur die Interessen ihrer 
Mitgliedsfirmen berüdcsiditigen

Montanunion verlangt
Seitdem  die Niederlande als erster 
Staat den Vertrag zur Erriditung 
der Europäisdien Gemeinsdiaft für 
Kohle und Stahl ratifiziert haben, 
ist eine lange Zeit vergangen, ein 
Zeitraum, der uns die Erriditung 
des gemeinsamen Marktes bradite 
und der mit zahlreidien und ein­
gehenden Besptediungen über die 
wirtsdiaftlidie Integration in den 
Ländern des Sdiumanpaktes ange­
füllt war. Es dürfte jetzt Anlaß be­
stehen, einmal zu prüfen, ob sidi 
die anfänglidie Begeisterung im 
niederländisdien Parlament ge- 
reditfertigt hat.

Nun kann man zwar in ver­
sdiiedenen Kreisen des niederlän­
disdien Volkes — w ie übrigens in 
allen anderen beteiligten Staaten — 
oft Kritik über die Wirkung und 
die Konsequenzen der Montanunion 
hören, aber wenn sidi tatsädilidi 
so etwas wie eine Gesamtmeinung 
konstruieren läßt, so muß diese

dürfen, während die zweite am 
grünen Tisdi der Ministerien be- 
sdilossen wird, die im Zweifel audi 
an die wirtsdiaftiidien Interessen 
der anderen Marktbeteiligten, also 
an voikswirtsdiaftlidie Belange 
denken.

Die durdi Kartelle und Monopole 
möglidie Preisautonomie der Pro­
duzenten bedeutet wirtsdiaftlidie 
Madit. Die Grundsätze des Ver­
trags über die Montan-Union 
w ie die des deutschen Entwurfs 
eines GgWb (dieses letztere ist in 
seiner derzeitigen Fassung ungenü­
gender als der Montan-Vertrag) 
versudien, die Auswirkungen pri­
vater wirtsdiaftlidier Maditstellun­
gen auf die Abnehmer und auf die 
Volkswirtsdiaft insgesamt zu neu­
tralisieren.

V iele Unternehmer sdieinen zu 
erstaunlidien Opfern ihrer Freiheit 
bereit zu sein, wenn sie ihren Kar­
tellen und anderen Marktorganisa­
tionen zu weihen sind. Soll dage­
gen der Einsatz der Wirtsdiafts- 
madit durdi staatlidie Kartellbe­
hörden oder gar durdi eine „supra­
nationale" Hohe Behörde neutrali­
siert werden, so zieht man sidi auf 
die Untemehmerfreiheit als „un- 
verziditbar" zurüdi und diskrimi­
niert jede staatlidie Kontrolle als 
gefährlidien Dirigismus. (Fi)

freien Transportmarkt
zweifellos als durdiaus positiv be­
zeidinet werden. Die Niederländer 
sind an sidi und von vornherein 
große Verfediter der Gedanken in­
ternationaler und supranationaler 
Vereinigungen, die die Erreidiung 
übergeordneter Ziele bezwedien. 
Es handelt sidi hier um einen tra­
ditionellen Zug des niederlän­
disdien Volkes, der sidi durdi zahl- 
reidie Beispiele aus der Gesdiidite 
illustrieren ließe. Ein Zug, durdi 
den sidi die Niederländer nodi 
kürzlidi den Vorwurf der offiziösen 
„Diplomatisdien Korrespondenz" zu­
zogen, sie  seien in ihren Bestrebun­
gen nadi Integration zu energisdi.

Wie dem audi sei, die V e r ­
b r a u c h e r  der Montanprodukte, 
deren Interessen die Union doch in 
erster Linie dienen soll, sind in den 
Niederlanden völlig mit dem Prin­
zip des Vertrages einverstanden. 
Insofern sich die hiesigen Ver- 
braudiersdiiditen über die Fragen
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der Montanunion, der Integration 
und der Harmonisierung Gedanken 
madien, befürworten sie die gleidie 
Behandlung a l l e  r Verbraudier auf 
diesem Markt. Niederländisdierseits 
tut nian das sowohl aus Grundsatz 
wie audi aus materiellen Motiven 
heraus, denn audi hier redinet man 
kühl und leidensdiaftslos.

Die Stellungnahme der nieder- 
ländisdien S t a h l i n d u s t r i e  
wird zum Teil dadurdi bestimmt, 
daß die Veröffentlidiungspflidit der 
Preislisten zu Hemmungen im Ver­
hältnis zwisdien Lieferanten und 
Abnehmern geführt hat. Man steht 
hier auf dem Standpunkt, daß diese 
Maßnahme der Bewegungsfreiheit 
der Stahlindustrie gegenüber den 
Verbraudiern Fesseln anlegt. Die 
konkrete materielle Bedeutung der 
Montanunion und des gemeinsamen 
Marktes für das niederländisdie 
Hodiofenwerk läßt sidi etwa so 
umreißen; Steigerung der Sdirott- 
und Kohlenpreise sowie Senkung 
der Stahlpreise. Trotz der sidi dar­
aus ergebenden Folgen glaubt man, 
daß der Betrieb audi innerhalb der 
Montanunion eine starke Position 
innehat, die in der Hauptsadie in 
den günstigen Standortbedingungen 
begründet ist. Das Hüttenwerk in 
Velsen-Imuiden liegt sowohl an 
der Nordsee als audi am Nordsee­
kanal, so daß See- und Binnen- 
sdiiffe die Rohstoffe sozusagen ins 
Haus bringen oder die Erzeugnisse 
von dort abholen.
In diesem Zusammenhang wirä 
hier und da audi wieder — jetzt 
aber im größeren Rahmen der Mon­
tanunion — die Frage erörtert, 
weldie Möglidikeiten sidi in der 
Zukunft für eine Verlagerung von 
Hüttenbetrieben von den Rohstoff­
basen nadi verkehrsmäßig günstiger 
gelegenen Standorten ergeben dürf­
ten. Dabei wird natürlidi in erster 
Linie an Neugründungen gedacht. 
Ein am Meer gelegenes Hütten­
werk wie das niederländisdie hat 
immer die Möglidikeit, sidi die 
günstigsten Erz- und Kohlemisdiun- 
gen auszuwählen, und zwar sowohl 
in tedinisdier als in preislidier 
Hinsidit. Die Entfleditung großer 
Konzerne und die Zersdilagung der 
unentbehrlidien Verbundwirtsdiaft 
im rheinisdi-westfäUsdien Raum 
dürften diese Tendenz nodi ^ver­
stärken.

Audi auf dem Gebiet des nieder- 
ländisdien K o h l e n b e r g b a u s  
wird den Integrationsbestrebungen 
großes Interesse entgegengebradit. 
Die Position der niederländisdien 
Kohlenzedien auf dem gemeinsamen 
Markt ist sehr stark, vor allem 
weil ihre Arbeitsproduktivität sehr 
hodi ist, wesentlidi höher als bei­
spielsweise in den belgisdien und 
französisdien Zedien.

Es dürfte auf der Hand liegen, 
daß in einem Lande mit einer 
Wirtsdiaftsstruktur, wie sie die 
Niederlande nun einmal haben, die 
Verkehrsfragen innerhalb der Mon­
tanunion einem besonderen Inter­
esse begegnen. Die niederländisdie 
Rheinflotte, die natürlidi in hohem

Maße auf die Beförderung großer 
Mengen von Montanprodukten und 
-rohstoffen angewiesen ist, hat 
praktisdi eine gleidi große Trag­
fähigkeit w ie die gesamten Rhein­
flotten der anderen Rheinuferstaa­
ten und Belgiens. Es dürfte in die­
sem Zusammenhang durdiaus er- 
klärlidi sein, daß hier die feste 
Überzeugung herrsdit, daß die 
Kreierung eines freien Marktes für 
Montangüter audi die Bildung ei­
nes freien Marktes für Transport­
leistungen verlangt. Daher handelt 
derjenige, der für Kohle und Stahl 
einen freien Markt zu erriditen 
versudit, jedodi dem Binnentrans­
port Fesseln anlegen mödite, dem 
Sinn des Vertrags zuwider. (-e-)

„Die Sowjets zu einem Gespräch zwingen . .

W ir sollten iiie vor politisdien Gegebenheiten den Kopf in den Sand 
stedsen. Und wenn wir das nidit tun, müssen wir sehen, daß die 

Aussiditen auf ein Vierergesprädi über die Deutsdilandfrage sehr gering 
geworden sind. Andererseits darf man nidit sagen — aber vielleidit ent­
spradi es dem Wunsdi des betreffenden Korrespondenten —, daß die 
Türen bereits gesdilossen seien. Es ist eine infame Politik der Sowjets, 
mit jedem Sdiritt immer wieder woanders hinzulodsen und dadurdi Ver­
wirrung anzuriditen.

Der Vorsdilag einer vorausgehenden Fünferkonferenz war zweifellos 
überrasdiend und im Prinzip für die westUdien Alliierten unannehmbar. 
Er entbehrt aber vom Standpunkt der Sowjets aus nidit einer gewissen  
logisdien Konsequenz. Bei der Behandlung der europäisdien Probleme, 
besonders aber der Deutsdilandfrage, würde die Sowjetunion gezwungen 
sein, Positionen aufzugeben, wenn dieses Aufgeben audi durdi allerhand 
Garantien verhüllt sein möge. Die Äquivalente für die Sowjetunion lie ­
gen in Asien, und von diesem Gesiditspunkt aus dürfte es verständlidi 
sein, daß sie die europäisdien mit den asiatisdien Problemen verknüpft 
sehen will. Daß Rotdiina in die Besprediungen eingesdilossen werden 
soll, dürfte wohl in erster Linie den Grund haben, dadurdi eine still- 
sdiweigende Anerkennung Chinas als internationalen Verhandlungs­
partner seitens der USA. durdizusetzen.

Churdiill hat die Absidit, auf der Bermudas-Konferenz die Frage zu 
erörtern, womit man die Sowjets zu einem Gesprädi zwingen kann, und 
dabei mag die Vermutung naheliegen, daß Churdiill hierbei audi in 
erster Linie an asiatisdie Fragen denkt. Es ist kein Geheimnis, daß die 
USA. und Großbritannien versdiiedene Auffassungen über die Asien­
politik haben. Vielleidit köimte mit einer Anerkennung Rotdiinas, auf 
die der Kreml aus wirtsdiaftlidien und politisdien Gründen so viel Wert 
legt, die Lust der Sowjets zu europäisdien Gesprädien angereizt werden. 
Sdiließlidi läßt sidi durdi die Verweigerung der Anerkennung nidit die 
Tatsadie aus der Welt räumen, daß China wieder ein souveräner Staat 
mit einer eigenen Regierung ist. Die USA. haben’ weder mit ihrer China­
politik nodi mit ihrer Japanpolitik viel Glüdc gehabt. Sie haben bestimmt 
keine ihnen freundlidie Atmosphäre in Asien gesdiaffen.

So wenig im Augenblidc hinsiditlidi einer baldigen Wiedervereinigung 
bei uns Optimismus am Platze ist, so sehr sollten wir aber audi bestrebt 
sein, die wenigen verbliebenen Chancen wahrzunehmen. Unsere Chancen 
liegen darin, daß die westUdien Alliierten, insbesondere aber Großbri­
tannien, von der Lebenswiditigkeit einer baldigen Bereinigung der euro­
päisdien Frage überzeugt sind. Es ist kein Zweifel, daß die Zeit sehr 
drängt, denn die indirekten Interventionen Moskaus in Frankreidi dürften 
bei der Labilität des französisdien Regierungsapparates nidit ganz gefahr­
los sein. Vielleidit gelingt es dodi, die Sowjets zu einem Gesprädi za 
zwingen. (sk)
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